
 
Ergänzungsvorlage 

Landesregierung 
Gesetzentwurf 
Landesregierung 
Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen 
für die Haushaltsjahre 2023 und 2024 (Haushaltsgesetz 2023/2024) 
Drucksache 20/9251 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
I. Der Entwurf des Haushaltsgesetzes 2023/2024 wird wie folgt geändert: 
 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 1 
Feststellung des Haushaltsplans 

  Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2023 
und 2024 wird festgestellt 

1. für das Haushaltsjahr 2023  
a) mit einem Gesamtbetrag der Erträge von 40 295 716 900 Euro, 
b) mit einem Gesamtbetrag der Aufwendungen von 

46 583 871 000 Euro sowie 
c) in Einnahme und Ausgabe auf 43 385 830 100 Euro, 
 

  2. für das Haushaltsjahr 2024  
   a) mit einem Gesamtbetrag der Erträge von 41 554 035 200 Euro, 
   b) mit einem Gesamtbetrag der Aufwendungen von 

47 212 722 700 Euro sowie 
   c) in Einnahme und Ausgabe auf 45 396 941 300 Euro.“ 
 

2. Nach § 15 wird folgender § 16 eingefügt: 
 

„§ 16 
Ermittlung der Ex-ante-Konjunkturkomponente und der Basissteuern 

  Abweichend vom Regelfall des § 5 Abs. 3 und 4 des Artikel 141-Gesetzes vom 
26. Juni 2013 (GVBl. S. 447), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. April 2022 
(GVBl. S. 184), werden die Ex-ante-Konjunkturkomponente und die Basissteuern 
für die Jahre 2023 und 2024 auf der Grundlage der Herbstprojektion 2022 sowie 
der Oktober-Steuerschätzung 2022 ermittelt.“ 

 
 3. Der bisherige § 16 wird § 17. 
 
 4. Der Gesamtplan des Haushaltsplans 2023/2024 erhält die beigefügte Fassung. 
 
II. Im Einzelplan 17 erhalten die Produkte  

 17 01 – 001  Steuerhaushalt 
 17 01 – 003  Kapitalmarkt 
 17 01 – 012  Rücklagen und Globalpositionen 

die beigefügte Fassung. 
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Begründung 
 
1. Anpassung des Steuerhaushalts an die Ergebnisse der Herbst-Steuerschätzung 2022 

 Der Entwurf des Haushaltsgesetzes 2023/2024, der im Oktober 2022 beim Landtag einge-
bracht wurde, basiert auf den Schätzungen zur wirtschaftlichen Entwicklung aus dem Früh-
jahr 2022. 

 Die Herbstprojektion der Bundesregierung geht davon aus, dass im kommenden Jahr  
anstelle eines noch im Frühjahr prognostizierten Wachstums in Höhe von 2,5 % nunmehr 
mit einem Rückgang der Wirtschaftsleistung in Höhe von 0,4 % gerechnet werden muss.  

 Das Ergebnis der Herbst-Steuerschätzung (einschließlich der Abrechnung des bundesstaat-
lichen Finanzausgleichs für die ersten drei Quartale des Jahres 2022) sowie weitere zu 
berücksichtigende Steuerrechtsänderungen (insbesondere des Inflationsausgleichsgesetzes) 
machen umfangreiche Anpassungen an den Steueransätzen des Doppelhaushalts 2023/2024 
erforderlich. Für das Jahr 2023 ist mit Mindereinnahmen von rd. 477 Mio. Euro zu rech-
nen, in 2024 sind Mindereinnahmen von rd. 274 Mio. Euro zu erwarten.  

 
2. Neufestsetzung der Basissteuern und Neuberechnung der zulässigen Kreditaufnahme 

 Die Rücknahme der Wachstumsaussichten geht mit einer starken Veränderung der gesamt-
wirtschaftlichen Produktionslücke einher. Diese Größe, die jeweils im Vorfeld der  
Steuerschätzung im Frühjahr und im Herbst von der Bundesregierung geschätzt wird, bil-
det bei Haushaltsaufstellung die Grundlage für die Berechnung der Konjunkturkomponente 
der Landesschuldenbremse. Die Produktionslücke verschlechtert sich im Jahr 2023 massiv 
um insgesamt 90 Mrd. Euro von 14,4 Mrd. Euro auf -75,6 Mrd. Euro. Im Jahr 2024 
beträgt die Korrektur noch 16,7 Mrd. Euro.  

 Um dieser außergewöhnlichen Entwicklung Rechnung zu tragen, ist abweichend vom  
Regelfall des Art. 141-Gesetzes eine Neuberechnung der Ex-ante-Konjunkturkomponente 
auf Basis der Herbstprojektion 2022 geboten. Dadurch wird sichergestellt, dass das Land 
den aus dem prognostizierten Wirtschaftseinbruch resultierenden konjunkturbedingten 
Verschuldungsspielraum in vollem Umfang zur Bewältigung der aktuell bestehenden  
finanzwirtschaftlichen Herausforderungen einsetzen kann. Die vorgesehene Ergänzung des 
Haushaltsgesetzes um einen neuen § 16 regelt die Neuberechnung der Ex-ante-Konjunk-
turkomponente auf Basis der Ergebnisse der aktuellen Herbstprojektion der Bundesregie-
rung sowie die Neufestsetzung der Basissteuern auf Basis der Ergebnisse der korrespon-
dierenden Herbst-Steuerschätzung 2022. 

 Durch die Neuberechnung der Ex-ante-Konjunkturkomponente erhöht sich die Obergrenze 
der Kreditaufnahme in 2023 von 32,3 Mio. Euro auf 940,7 Mio. Euro. Für das Jahr 2024 
ergibt sich anstatt einer Tilgungsverpflichtung von 99,1 Mio. Euro ein Verschuldungs-
spielraum von 69,5 Mio. Euro. Die neue Berechnung der Obergrenze der Kreditaufnahme 
ergibt sich aus dem Gesamtplan des Haushaltsplans 2023/2024. Diese Obergrenzen werden 
in beiden Jahren eingehalten. 

 Bei der Bestimmung der Basissteuern für die Jahre 2023 und 2024 wurden die erwarteten 
finanziellen Auswirkungen des Inflationsausgleichsgesetzes, des Jahressteuergesetzes 
2022, der Erhöhung des Zusatzbeitrages zur gesetzlichen Krankenversicherung, der vom 
Bund zugesagten Festbeträge der vertikalen Umsatzsteuer-Verteilung sowie der vorge- 
sehenen Besteuerung im Rahmen der Entlastungen nach dem Erdgaswärmesoforthilfe- 
gesetz einbezogen. 

 Auf dieser Grundlage ergeben sich für die Jahre des Doppelhaushalts 2023/2024 die fol-
genden Basissteuern (in Mio. Euro): 

  2023 2024 

 
Steuereinnahmen des Landes Hessen  
lt. regionalisiertem Ergebnis der  
Oktober-Steuerschätzung 2022 

26.323,0 27.584,0 

./. Finanzausgleichsmasse im Sinne des 
§ 70b Abs. 2 HFAG 6.649,0 6.761,0 

 Basissteuern nach § 5 Abs. 4  
Artikel 141-Gesetz 19.674,0 20.823,0 

 Abweichungen durch Runden möglich.  
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3. Übersicht über die Veränderungen

Beschreibung 2023 2024 

doppisch kameral doppisch kameral 

Ergebnis Steuerschätzung - 477,0 - 477,0 - 274,0 - 274,0

Gegenfinanzierung: 

Entnahme Konjunkturausgleichs-
rücklage 286,1 

Entnahme allgemeine Rücklage 114,0 

zusätzliche Kreditaufnahme 190,9 160,0 

Abschlussveränderung - 477,0 - - 274,0 - 

Veränderung der Nettokredit- 
aufnahme  

Stand lt. Entwurf - - 110,0 

zusätzliche Kreditaufnahme 190,9 160,0 

Nettokreditaufnahme neu: 190,9  50,0 

Die o.g. haushaltsmäßigen Veränderungen beschränken sich auf Kap. 17 01. In 2023 kann 
ein Teil der Verschlechterung im Steuerhaushalt durch die Entnahme der am 31. Dezem-
ber 2021 noch vorhandenen Konjunkturausgleichsrücklage (rd. 286,1 Mio. Euro) ausge-
glichen werden; für den Rest wird eine zusätzliche Neuverschuldung erforderlich. In 2024 
wird die Obergrenze der Neuverschuldung weitestgehend ausgeschöpft (+160 Mio. Euro); 
der für einen Haushaltsausgleich noch erforderliche Rest von 114 Mio. muss durch eine 
erhöhte Entnahme aus der allgemeinen Rücklage erbracht werden. 

Im Gegensatz zum kameralen Haushalt führen zusätzliche Kreditaufnahmen oder Rück- 
lagenentnahmen in der Doppik nicht zu einem Ausgleich der prognostizierten Minderer-
träge im Steuerhaushalt, sodass sich das negative doppische Ergebnis insoweit weiter ver-
schlechtert. 

Wiesbaden, 21. Dezember 2022 

Der Hessische Ministerpräsident 
Boris Rhein 

Der Hessische Minister der Finanzen 
Michael Boddenberg 

Anlage 
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